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BESCHLUSS 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die 
fachkundigen Laienrichter KommR Karl MOLZER und Johann SCHOTZKO als Beisitzer über die Beschwerde 
des XXXX , gegen den Bescheid des Arbeitsmarkservice Wien Schönbrunner Straße vom 03.07.2017 in der 
Fassung der Beschwerdevorentscheidung vom 04.10.2017, betreffend Zurückweisung der Beschwerde als 
verspätet, in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen: 
 

A) 
 

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz nicht zulässig. 

Text 

BEGRÜNDUNG: 
 

I. Verfahrensgang 
 

1. Das Arbeitsmarktservice Wien Schönbrunner Straße (belangte Behörde) hat mit Bescheid vom 03.07.2017 
gemäß § 38 iVm § 10 AlVG (Arbeitslosenversicherungsgesetz) die Notstandshilfe infolge Vereitelung einer 
zumutbaren Beschäftigung im Zeitraum vom 08.06.2017 bis 19.07.2017 eingestellt. Der Bescheid wurde dem 
Beschwerdeführer am 05.07.2017 zugestellt. Die Beschwerdefrist endete nach 4 Wochen, daher am 02.08.2017. 
 

2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer Beschwerde, die er am 03.08.2017 persönlich bei der 
Regionalen Geschäftsstelle Wien Schönbrunner Straße einbrachte. 
 

3. Das Arbeitsmarktservice erließ am 04.10.2017 eine Beschwerdevorentscheidung und wies die Beschwerde 
vom 02.08.2017, eingelangt am 03.08.2017, als verspätet eingebracht zurück. 
 

4. Der Beschwerdeführer stellte mit Schreiben vom 12.10.2017 fristgerecht einen Vorlageantrag. Begründend 
führte er aus, dass er die Beschwerde bereits am 02.08.2017 bei der belangten Behörde eingebracht habe und 
dieses Schreiben mit einem Eingangsstempel vom 02.08.2017 versehen worden sei. 
 

5. Am 20.10.2017 wurde Eleonore Neubauer niederschriftlich einvernommen und gab diese an, der 
Beschwerdeführer habe die Beschwerde am 03.08.2017 bei ihr persönlich eingebracht. 
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6. Die Beschwerde samt bezughabenden Verwaltungsakt langten am 25.10.2017 beim Bundesverwaltungsgericht 
ein. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Die belangte Behörde hat die notwendige Ermittlung des maßgeblichen Sachverhaltes ausreichend durchgeführt. 
Auf dieser Grundlage werden folgende Feststellungen getroffen und der gegenständlichen Entscheidung zu 
Grunde gelegt: 
 

Dem Beschwerdeführer wurde der von ihm angefochtene Bescheid der belangten Behörde am 05.07.2017 
zugestellt. 
 

Die Beschwerdefrist endete am 02.08.2017. 
 

Der Beschwerdeführer erhob mit am 03.08.2017 persönlich beim AMS eingebrachtem Schriftstück das 
Rechtsmittel der Beschwerde. 
 

Die Beschwerde wurde verspätet eingebracht. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Der Verfahrensgang und die Feststellungen ergeben sich aus den zur gegenständlichen Rechtssache vorliegenden 
Verfahrensakten der belangten Behörde und des Bundesverwaltungsgerichtes. 
 

Die Feststellung der Zustellung des Bescheides ergibt sich aus den Angaben des Beschwerdeführers, der in 
seiner Beschwerde angab, diesen am 05.07.2017 erhalten zu haben. 
 

Die Feststellung des Einbringens der Beschwerde am 03.08.2017 ergibt sich aus der Gesprächsnotiz vom 
03.08.2017, aus der hervorgeht, dass der Beschwerdeführer diese am 03.08.2017 persönlich bei der belangten 
Behörde abgegeben hat. Aus der Gesprächsnotiz vom 02.08.2017 geht lediglich hervor, dass der 
Beschwerdeführer über die Möglichkeit der Einbringung einer Beschwerde informiert wurde, sowie über den 
Ablauf der Beschwerdefrist in derselben Woche. Aus einer weiteren Gesprächsnotiz vom 02.08.2017 geht 
hervor, dass der Beschwerdeführer mit einem Dolmetsch neuerlich bei der belangten Behörde vorsprach, jedoch 
wiederum nur die Möglichkeit der Einbringung einer Beschwerde erklärt wurde. Aus der niederschriftlichen 
Einvernahme der Zeugin Eleonore Neubauer, welche die Beschwerde des Beschwerdeführers 
entgegengenommen hat, geht hervor, dass sie sicher sei, dass die elektronischen Aufzeichnungen die Richtigkeit 
bestätigen, da diese Daten unveränderbar seien. Der Eingangsstempel mit 02.08.2017 wurde fälschlicherweise 
auf der Beschwerde aufgebracht, da der diesbezügliche Stempel noch nicht angepasst wurde und dies von der 
zuständigen Bearbeiterin nicht beachtet wurde. Aus den elektronischen Daten, nämlich den Gesprächsnotizen 
sowie der Aussage der Zeugin Neubauer ist eindeutig abzuleiten, dass der Beschwerdeführer die Beschwerde am 
03.08.2017 bei der belangten Behörde eingebracht hat. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Zu A) Zurückweisung der Beschwerde: 
 

3.1. Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts: 
 

Gemäß § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG, BGBl. I Nr. 10/2013 in der Fassung BGBl. I Nr. 
122/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder 
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Die entsprechende Anordnung einer 
Senatszuständigkeit enthält § 56 Abs. 2 AlVG. 
 

3.2. Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht: 
 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG 
geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 
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Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des 
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, 
BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
 

3.3. Beschwerdegegenstand: 
 

Gemäß § 14 VwGVG steht es der Behörde im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG 
frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde 
zurückzuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). § 27 ist sinngemäß anzuwenden. Abweichend 
dazu normiert § 56 Abs. 2 AlVG in Verfahren betreffend Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung eine Frist 
zur Erlassung der Beschwerdevorentscheidung von zehn Wochen. 
 

3.4. Prüfungsumfang und Entscheidungsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichts: 
 

§ 27 VwGVG legt den Prüfungsumfang fest und beschränkt diesen insoweit, als das Verwaltungsgericht (bei 
Bescheidbeschwerden) prinzipiell (Ausnahme: Unzuständigkeit der Behörde) an das Beschwerdevorbringen 
gebunden ist (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anm. 1 zu § 27 
VwGVG). Konkret normiert die zitierte Bestimmung: "Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit 
wegen Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung 
auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der 
Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen." 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen 
ist, das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen. 
 

Gemäß § 31 Abs. 1 VwGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein 
Erkenntnis zu fällen ist. 
 

3.5. Die im gegenständlichen Beschwerdefall maßgebende Bestimmung des VwGVG lautet: 
 

"Beschwerderecht und Beschwerdefrist 
 

§ 7. (1) Gegen Verfahrensanordnungen im Verwaltungsverfahren ist eine abgesonderte Beschwerde nicht 
zulässig. Sie können erst in der Beschwerde gegen den die Sache erledigenden Bescheid angefochten werden. 
 

(2) Eine Beschwerde ist nicht mehr zulässig, wenn die Partei nach der Zustellung oder Verkündung des 
Bescheides ausdrücklich auf die Beschwerde verzichtet hat. 
 

(3) Ist der Bescheid bereits einer anderen Partei zugestellt oder verkündet worden, kann die Beschwerde bereits 
ab dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem der Beschwerdeführer von dem Bescheid Kenntnis erlangt hat. 
 

(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behörde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-
VG, gegen Weisungen gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG oder wegen Rechtswidrigkeit des Verhaltens einer 
Behörde in Vollziehung der Gesetze gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG beträgt vier Wochen. Die Frist zur 
Erhebung einer Beschwerde gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG beträgt sechs Wochen. Sie beginnt 
 

1. in den Fällen des Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG dann, wenn der Bescheid dem Beschwerdeführer zugestellt 
wurde, mit dem Tag der Zustellung, wenn der Bescheid dem Beschwerdeführer nur mündlich verkündet wurde, 
mit dem Tag der Verkündung, 
 

2. - 5. (...)" 
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Der gegenständliche Bescheid vom 03.07.2017 wurde dem Beschwerdeführer am 05.07.2017 - ohne 
Zustellnachweis - zugestellt. Die Beschwerdefrist endete daher am 02.08.2017. 
 

Die belangte Behörde hat daher zu Recht die Beschwerde vom 02.08.2017, eingelangt am 03.08.2017, als 
verspätet zurückgewiesen. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
 

3.6. Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, 
von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. Die Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung wurde nicht beantragt. 
 

Das Unterlassen einer mündlichen Verhandlung wird darauf gestützt, dass der Sachverhalt aus der Aktenlage 
hinreichend geklärt erschien. Das AMS hat ein ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und den 
Sachverhaltsfeststellungen wurde in dem Vorlageantrag nicht substantiiert entgegengetreten. Der Sachverhalt 
war weder in wesentlichen Punkten ergänzungsbedürftig noch erschien er in entscheidenden Punkten als nicht 
richtig. Rechtlich relevante und zulässige Neuerungen wurden in dem Vorlageantrag nicht vorgetragen. Zudem 
liegt keine Rechtsfrage von besonderer Komplexität vor (vgl. zum Erfordernis einer schlüssigen 
Beweiswürdigung im erstinstanzlichen Bescheid und zur Verhandlungspflicht bei Neuerungen VwGH 
11.11.1998, 98/01/0308, und 21.01.1999, 98/20/0339; zur Bekämpfung der Beweiswürdigung in der Berufung 
VwGH 25.03.1999, 98/20/0577, und 22.04.1999, 98/20/0389; zum Abgehen von der erstinstanzlichen 
Beweiswürdigung VwGH 18.02.1999, 98/20/0423; zu Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens VwGH 
25.03.1999, 98/20/0475; siehe auch VfSlg. 17.597/2005; VfSlg. 17.855/2006; zuletzt etwa VfGH 18.6.2012, B 
155/12). Dem Entfall der Verhandlung stehen weder Art 6. Abs. 1 EMRK noch Art. 47 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union entgegen. 
 

In der Beschwerde findet sich kein substantiiertes Tatsachenvorbringen, welches zu einem anderen 
Verfahrensausgang führen könnte. Es hat sich daher aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichts keine 
Notwendigkeit ergeben, den als geklärt erscheinenden Sachverhalt in einer mündlichen Verhandlung näher zu 
erörtern. 
 

Im gegenständlichen Fall ist dem angefochtenen Bescheid ein umfassendes Ermittlungsverfahren durch das 
AMS vorangegangen. Es wurde den Grundsätzen der Amtswegigkeit, der freien Beweiswürdigung, der 
Erforschung der materiellen Wahrheit und des Parteiengehörs entsprochen. In dem Vorlageantrag wurde kein 
dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens der belangten Behörde entgegenstehender oder darüber hinausgehender 
Sachverhalt in konkreter und substantiierter Weise behauptet. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, BGBl. Nr. 10/1985 (VwGG), in der Fassung BGBl. I 
Nr. 33/2013, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die 
Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Im konkreten Fall ist die Revision gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG, in der Fassung BGBl. I Nr. 51/2012, nicht 
zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzlichen Bedeutung 
zukommt. Dieser Beschluss beschäftigt sich ausschließlich mit der Tatsache, dass die die Beschwerde während 
des laufenden Beschwerdeverfahrens freiwillig zurückgezogen wurde und damit einer Sachentscheidung durch 
das Bundesverwaltungsgericht die Grundlage entzogen wurde. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen 
Rechtsprechung, des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als 
uneinheitlich zu beurteilen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich im vorliegenden Fall auf eine ohnehin 
klare Rechtslage stützen. Diese wird durch die Erläuterungen (ErlRV 2009 BlgNR XXIV. GP, 7) gestützt, 
wonach eine Einstellung des Verfahrens durch Beschluss zu erfolgen hat. 
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